
 
 

Statuten 
der Liechtensteinischen Gesellschaft für Umweltschutz 
 
 
I. Name, Sitz und Zweck: 
 
Art. 1 
 
Unter dem Namen 
 
„Liechtensteinische Gesellschaft für Umweltschutz“ 
 
besteht ein Verein im Sinne von Art. 246 des Liechtensteinischen Personen- und 
Gesellschaftsrechtes als selbständige juristische Person. 
 
 
Art. 2 
 
Der Verein hat seinen Sitz in Vaduz. 
 
 
Art. 3 
 
Ziel des Vereins ist der umfassende Schutz und die Förderung einer zukunftsfä-
higen Nutzung der natürlichen Lebensgrundlagen von Mensch, Tier und Pflan-
zen, namentlich durch: 
 
a) Förderung des Verständnisses für die natürlichen Lebenselemente, 

b) Erhaltung, Schutz und Wiederherstellung der natürlichen Lebenselemente 
und 

aller anderen Bedingungen, die ein Leben bei optimalem geistigem und 
körperlichem Wohlbefinden ermöglichen, 

c) angemessene Mitgliederbetreuung, 

d) Zusammenarbeit mit zielverwandten Organisationen und zuständigen Amts- 
 stellen. 
 
Der Verein verfolgt dieses Ziel insbesondere durch: 

a) wirksame Aktionen zum Schutze der Umwelt, 

b) frühzeitige Einflussnahme auf Gesetzgebung und Massnahmen, 

c) Kontakte mit den Verantwortlichen von Verwaltung, Politik und Wirtschaft, 

d) Wahrnehmung des Beschwerderechts. 
 
Der Verein ist parteipolitisch unabhängig. 



II. Mitgliedschaft: 
 
Art. 4 
 
Mitglieder des Vereins können werden: natürliche Personen und juristische Per-
sonen. 
 
Der Verein kann auch Ehrenmitglieder ernennen. 
 
Alle diese Mitglieder - einschliesslich der Ehrenmitglieder - haben die gleichen 
Rechte und Pflichten im Rahmen dieses Vereines. Lediglich die Beitragsleistun-
gen werden hinsichtlich einzelner Mitgliederkategorien verschieden festgelegt. 
 
 
Art. 5 
 
Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme in den Verein erworben. Die Aufnah-
me erfolgt durch den Vorstand. Der Vorstand ist berechtigt, eine Bewerbung um 
Aufnahme in den Verein ohne Angabe von Gründen abzulehnen. 
 
Zum Ehrenmitglied kann durch die Mitgliederversammlung jedermann ernannt 
werden, der sich um den Verein und die von ihm verfolgten Ziele in hervorra-
gender Weise verdient gemacht hat. 
 
 
Art. 6 
 
Jedes Mitglied kann seinen sofortigen Austritt aus dem Verein erklären. Diese 
Austrittserklärung hat schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu erfolgen. 
 
 
Art. 7 
 
Der Vorstand ist berechtigt, Mitglieder, welche gegen die Statuten und deren 
Ausführungsbestimmungen verstossen oder sonst die Interessen oder das Anse-
hen des Vereines schädigen oder ihren finanziellen Verpflichtungen gegenüber 
dem Verein nicht nachkommen, aus dem Verein auszuschliessen. 
 
Der diesbezügliche Beschluss des Vorstandes bedarf einer Zweidrittelmehrheit. 
 
 
Art. 8 
 
Mitglieder, die austreten oder ausgeschlossen werden, haben keinen Anspruch 
auf Rückersatz ihrer Beiträge. 
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III. Organisation: 
 
Art. 9 
 
Die Organe des Vereines sind: 
 
A. Die Mitgliederversammlung 
B. Der Vorstand 
C. Die Geschäftsführung 
D. Die Rechnungsrevisoren / die Rechnungsrevisorinnen 
 
 
A. Die Mitgliederversammlung: 
 
Art. 10 
 
Oberstes Organ des Vereines ist die Mitgliederversammlung. Eine ordentliche 
Mitgliederversammlung ist mindestens alle zwei Jahre einmal einzuberufen. 
 
Ausserordentliche Mitgliederversammlungen werden auf Beschluss des Vorstan-
des oder auf Verlangen von mindestens 10 % der Mitglieder einberufen. 
 
Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand. In der 
Einladung ist Ort, Datum und Stunde und die Traktandenliste anzugeben. Die 
Einladung erfolgt entweder schriftlich durch Zirkular an die Mitglieder oder 
durch Pressepublikation. Die Einladung muss mindestens 14 Tage vor der Ver-
sammlung zur Post gegeben oder publiziert werden. 
 
 
Art. 11 
 
Zur Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied der Gesellschaft Zutritt. Jedes 
anwesende Mitglied hat eine Stimme. Die Mitgliederversammlung entscheidet 
mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, falls in den Statuten 
nicht eine qualifizierte Mehrheit vorgeschrieben ist. 
 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten oder der Präsidentin 
oder im Falle seiner/ihrer Verhinderung diejenige des verhandlungsleitenden 
Vizepräsidenten oder der verhandlungsleitenden Vizepräsidentin den Stichent-
scheid. 
 
 
Art. 12 
 
Der Präsident oder die Präsidentin oder im Falle seine/ihrer Verhinderung leitet 
der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin die Mitgliederversammlung. Die 
Verwaltung sorgt für die Führung eines Protokolls. Dieses Protokoll ist vom Ver-
handlungsleiter oder der Verhandlungsleiterin und dem Protokollführer oder 
der Protokollführerin zu unterzeichnen. 
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Die Mitgliederversammlung behandelt und beschliesst über: 
 
1. Wahl des Präsidenten oder der Präsidentin, des Vizepräsidenten oder der 

Vizepräsidentin und der übrigen Vorstandsmitglieder sowie der Rechnungs-
revisoren oder Rechnungsrevisorinnen; Bestätigung einer allfälligen Zu- oder 
Ersatzwahl seitens des Vorstandes im Sinne von Art. 16; 

 
2. Statutenänderungen; 
 
3. Bericht des Vorstandes über die abgelaufene Vereinsperiode und dessen Ent-

lastung; 
 
4. Bericht der Rechnungsrevisoren oder Rechnungsrevisorinnen und Genehmi-

gung der Jahresrechnung(en); 
 
5. Festsetzung der Jahresbeiträge; 
 
6. Ernennung der Ehrenmitglieder; 
 
7. Beschlussfassung über alle weiteren auf der Traktandenliste stehenden Ge-

schäfte; 
 
8. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereines und die Verwendung des 

Vereinsvermögens mit drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 
 
 
Art. 13 
 
Die Vereinsversammlung ist beschlussfähig, wenn wenigstens 15 Mitglieder an-
wesend sind. 
 
 
B. Vorstand: 
 
Art. 14 
 
Der Vorstand leitet die Geschäfte des Vereines und vertritt ihn nach aussen hin. 
Er besteht aus dem Präsidenten oder der Präsidentin, dem Vizepräsidenten oder 
der Vizepräsidentin und höchstens 15 weiteren Mitgliedern, welche von der 
Mitgliederversammlung auf die Dauer von vier Jahren gewählt werden. Wie-
derwahl ist zulässig. 
 
In den Vorstand können nur Mitglieder des Vereines gewählt werden. Bei der 
Wahl eines Vorstandsmitgliedes oder der Bestätigung eines solchen durch eine 
Ersatz- oder Zuwahl im Sinne des Art. 16 ist auf eine möglichst weitgehende 
geographische und berufliche Streuung in der Auswahl Bedacht zu nehmen. 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 1/3 seiner Mitglieder anwe-
send ist. Er entscheidet mit dem einfachen Mehr der Stimmen. Bei Stimmgleich-
heit gibt den Stichentscheid die Stimme des Präsidenten oder der Präsidentin 
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oder im Falle seiner Verhinderung diejenige des Vizepräsidenten oder der Vize-
präsidentin, schliesslich bei dessen Verhinderung diejenige des verhandlungslei-
tenden Vorstandsmitgliedes. 
 
Zur Zeichnung namens des Vereines sind der Präsident oder die Präsidentin oder 
der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin jeweils nur zusammen mit einem 
weiteren Mitglied des Vorstandes berechtigt. 
 
Der Vorstand kann jedoch andere Personen, welche nicht Mitglied des Vereines 
sein müssen, mit Geschäftsführungs- und Vertretungshandlungen im Rahmen 
seiner Befugnisse und unter seiner Verantwortlichkeit betrauen und die Bevoll-
mächtigung dieser Personen selbst festlegen. 
 
Der Vorstand bestellt die Geschäftsführung. 
 
 
Art. 15 
 
Mit Ausnahme des Präsidenten oder der Präsidentin und des Vizepräsidenten 
oder der Vizepräsidentin, welche von der Mitgliederversammlung gewählt wer-
den, konstituiert sich der Vorstand selbst. 
 
Er legt seinen Verhandlungsort und sein Verhandlungsreglement selbst fest. Er 
versammelt sich, so oft es die Geschäfte erfordern. Er beschliesst über alle Ge-
schäfte, welche nicht ausdrücklich durch Gesetz oder Statut einem anderen Or-
gan des Vereins vorbehalten sind. 
 
 
Art. 16 
 
Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus seinem Amte aus, so ist der Vor-
stand berechtigt, für die laufende Amtsperiode eine Ersatzwahl vorzunehmen. 
 
Der Vorstand hat auch das Recht, bis zur zugelassenen Höchstzahl den Vorstand 
durch Zuwahl aus dem Kreise der Mitglieder des Vereines zu ergänzen, vorbe-
haltlich der Bestätigung durch die nächstfolgende Mitgliederversammlung. 
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C. Rechnungsrevisoren / Rechnungsrevisorinnen: 
 
Art. 17 
 
Die Mitgliederversammlung wählt zwei Rechnungsrevisoren oder Rechnungsre-
visorinnen, welche nicht Mitglieder der Gesellschaft sein müssen. 
 
Die Rechnungsrevisoren oder die Rechnungsrevisorinnen haben die Jahresrech-
nung des Vorstandes zu prüfen und hierüber, wie auch über das Vereinsvermö-
gen dem Vorstand schriftlich Bericht zu erstatten. 
 
Die Mitgliederversammlung kann jedoch mit diesen Aufgaben auch eine Revisi-
ons- oder Treuhandgesellschaft betrauen. 
 
Die Amtsperiode der Rechnungsrevisoren oder Rechnungsrevisorinnen dauert bis 
zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung. Wiederwahl ist zulässig. 
 
Mitglieder des Vorstandes sind nicht als Rechnungsrevisoren oder Rechnungsre-
visorinnen wählbar. 
 
 
IV. Mittel: 
 
Art. 18 
 
Zur Verfolgung des statutarischen Zweckes erhebt der Verein von seinen Mit-
gliedern Jahresbeiträge, die von der Mitgliederversammlung festgelegt werden. 
Die Jahresbeiträge sind verschieden für Mitglieder bis zum vollendeten 20. Le-
bensjahr, Studenten oder Studentinnen, für Mitglieder ab dem vollendeten 20. 
Lebensjahr, Kollektivmitglieder, Mitglieder auf Lebenszeit und Ehrenmitglieder.  
 
Ehrenmitglieder sind von jeder Beitragsleistung befreit. 
 
Eine weitergehende Haftung der Mitglieder für die Verbindlichkeiten des Verei-
nes ist ausgeschlossen. 
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V. Verschiedenes: 
 
Art. 19 
 
Das Vereinsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zusammen. 
 
 
Art. 20 
 
Alle Wahlen und Abstimmungen in der Mitgliederversammlung und im Vor-
stand erfolgen mit einfachem Mehr der abgegebenen und gültigen Stimmen, 
sofern aus den weiteren Bestimmungen dieser Statuten nichts anderes hervor-
geht. 
Wahlen und Abstimmungen sind grundsätzlich öffentlich durchzuführen, sofern 
nicht das betreffende Organ die geheime Abstimmung und Wahl beschliesst. 
 
Beschlüsse des Vorstandes können auf dem Zirkularweg erfolgen, sofern nicht 
ein Mitglied die mündliche Beratung verlangt. 
 
 
Art. 21 
 
Zu einer Statutenänderung bedarf es grundsätzlich einer Mehrheit von 2/3 der 
abgegebenen und gültigen Stimmen. Zu einem Beschluss auf Auflösung des 
Vereines ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen und gültigen 
Stimmen notwendig. 
 
 
Art. 22 
 
Im Falle der Auflösung beschliesst die Mitgliederversammlung gleichzeitig über 
die Verwendung des Vereinsvermögens. Andernfalls fällt es der Fürstlichen Re-
gierung mit der Auflage zu, es für den Umweltschutz einzusetzen. 
 
 
Art. 23 
 
Publikationen werden in den liechtensteinischen Landeszeitungen oder im 
"Liechtensteiner Umweltbericht" vorgenommen. 
 
 
Vaduz, den 8. Februar 1973 

rev. am 16. November 1981 

rev. am 12. Juni 1998 

rev. am 23. Mai 2002 
 
 Die Präsidentin: Der Vizepräsident: 
 Silvy Frick-Tanner Wolfgang Nutt 


